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Ablauf der Referendumsfrist: 19. Januar 2017 

 
Bundesgesetz 
über die Gesundheitsberufe 
(Gesundheitsberufegesetz, GesBG)  
vom 30. September 2016 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf Artikel 117a Absatz 2 Buchstabe a der Bundesverfassung1, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 18. November 20152, 
beschliesst: 

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Zweck 
Dieses Gesetz fördert im Interesse der öffentlichen Gesundheit die Qualität: 

a. der Ausbildung an Hochschulen und anderen Institutionen des Hochschul-
bereichs gemäss dem Hochschulförderungs- und -koordinationsgesetz vom 
30. September 20113 (HFKG) in den Gesundheitsberufen; 

b. der Ausübung der Gesundheitsberufe nach Buchstabe a in eigener fachlicher 
Verantwortung. 

Art. 2 Gegenstand 
1 Als Gesundheitsberufe nach diesem Gesetz (Gesundheitsberufe) gelten: 

a. Pflegefachfrau und Pflegefachmann; 
b. Physiotherapeutin und Physiotherapeut; 
c. Ergotherapeutin und Ergotherapeut; 
d. Hebamme; 
e. Ernährungsberaterin und Ernährungsberater; 

  

  
1 SR 101 
2 BBl 2015 8715 
3 SR 414.20 



Unfallversicherungsgesetz
§ Änderung von UVV 18 ist am 1. Januar 2017 in Kraft getreten
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Unfallversicherungsrechtliche  
Pflegeentschädigung nach  
Inkrafttreten der Teilrevision 

Inhaltsübersicht

I. Einleitung

II.	 Besteht	ein	grundrechtlicher	Anspruch	auf	Pflege­
versicherungsleistungen?
A.	 Angemessene	Pflegeversorgung	als	verfassungs­

mässiges Staatsziel
B.	 Staatsvertraglicher	Pflegeversicherungsanspruch	

beim	Eintritt	eines	Arbeitsunfalles	oder	einer	
 Berufskrankheit

III.	 Entschädigung	für	medizinische	Pflegeleistungen	 
(Art. 18	Abs. 1	UVV)
A. Allgemeines
B.	 Versicherte	Pflegeleistungen
C. Anerkannte Leistungserbringer
D. Höhe der Entschädigung

IV.	 Beitrag	für	medizinische	Pflegeleistungen	(Art. 18	 
Abs. 2	lit. a	UVV)
A. Allgemeines
B.	 Versicherte	Pflegeleistungen
C. Anerkannte Leistungserbringer
D. Höhe des Beitrages

V.	 Beitrag	für	nichtmedizinische	Hilfe	(Art. 18 Abs. 2	lit. b	
UVV)
A. Allgemeines
B.	 Versicherte	Hilfeleistungen
C. Anerkannte Leistungserbringer
D. Höhe des Beitrages

VI.	 Koordination	mit	der	krankenversicherungsrechtlichen	
Leistungspflicht

VII.	Anwendbarkeit	des	revidierten	Art. 18	UVV	auf	
 altrechtliche Fälle

I. Einleitung
Das	Bundesgesetz	über	die	Unfallversicherung	(UVG)	
vom	20. März	1981,	das	am	1. Januar	1984	in	Kraft	
getreten	ist,	wurde	unlängst	teilrevidiert.1 Die Teil­
revision	ist	am	1. Januar	2017	in	Kraft	getreten.	Vor­

	 1	 Vgl.	Botschaft	vom	30. Mai	2008	zur	Änderung	des	Bun­
desgesetzes	über	die	Unfallversicherung	(Unfallversiche­
rung	und	Unfallverhütung;	Organisation	und	Nebentä­
tigkeiten	der	Suva)	=	BBl	2008	5395	und	Zusatzbotschaft	
vom	19. September	2014	zur	Änderung	des	Bundesgeset­
zes	 über	 die	 Unfallversicherung	 (Unfallversicherung	
und	Unfallverhütung;	Organisation	und	Nebentätigkei­
ten	der	Suva)	=	BBl	2014	7911.

dergründig	betrifft	die	Teilrevision	die	unfallversi­
cherungsrechtliche	Pflegeentschädigung2 nicht. Der 
bis	zum	31. Dezember	2016	in	Kraft	gewesene	Art. 10	
Abs. 3	Satz	2	UVG	lautete:	«Der	Bundesrat	kann	fest­
legen,	unter	welchen	Voraussetzungen	und	in	wel­
chem	Umfang	der	Versicherte	Anspruch	auf	Haus­
pflege	hat.»	In	der	ab	dem	1. Januar	2017	in	Kraft	
stehenden	Fassung	von	Art. 10	Abs. 3	Satz	2	UVG	
wurde	der	Terminus	«Hauspflege»	durch	die	Wen­
dung	«Hilfe	und	Pflege	zu	Hause»	ersetzt.

	Der	unbefangene	Leser	überliest	diese	Änderung	
oder	versteht	diese,	sofern	sie	ihm	bewusst	wird,	als	
blosse	sprachliche	Korrektur	des	veralteten	Begriffes	
der	«Hauspflege»	für	die	Umschreibung	von	Pflegeleis­
tungen,	so	wie	sie	in	Art. 21	Abs. 1	UVG	sowohl	im	
bisherigen	als	auch	im	aktuellen	Gesetzestext	erwähnt	
sind.	Irritation	stellt	sich	erst	dann	ein,	wenn	die	Aus­
führungsbestimmungen	von	Art. 18	UVV	nach	altem	
und	neuem	Recht	einander	gegenübergestellt	werden:

Art. 18	UVV	(gültig	 
bis	31. Dezember	2016)

Art. 18	UVV	(in	Kraft	 
seit	1. Januar	2017)

1 Die versicherte Person hat An-
spruch auf eine ärztlich ange-
ordnete Hauspflege, sofern diese 
durch eine nach den Artikeln 49 
und 51 der Verordnung vom 
27. Juni 1995 über die Kranken-
versicherung zugelassene Person 
oder Organisation durchgeführt 
wird.

2 Ausnahmsweise kann der Ver-
sicherer auch Beiträge an eine 
Hauspflege durch eine nicht zu-
gelassene Person gewähren.

1 Die versicherte Person hat An-
spruch auf ärztlich angeordnete 
medizinische Pflege zu Hause, 
sofern diese durch eine nach den 
Artikeln 49 und 51 KVV zugelas-
sene Person oder Organisation 
durchgeführt wird.

2 Der Versicherer leistet einen 
Beitrag an:
a. ärztlich angeordnete medizi-
nische Pflege zu Hause durch 
eine nicht zugelassene Person, 
sofern diese Pflege fachgerecht 
ausgeführt wird;
b. nichtmedizinische Hilfe zu 
Hause, soweit diese nicht durch 
die Hilflosenentschädigung nach 
Artikel 26 abgegolten ist.

	Ein	Vergleich	des	Wortlautes	offenbart,	dass	im	
ersten	Absatz	wie	bei	Art. 10	Abs. 3	Satz	2	UVG	der	

	 2	 Vgl.	Art. 10	Abs. 3	und	Art. 21	UVG.

WI_Landolt_Unfallversicherungsrechtliche Leistungspflicht.indd   1 22.07.17   13:47



Unfallversicherungsgesetz

Stämpfli Verlag Pflegerecht – Pflege in Politik, Wissenschaft und Ökonomie 1

Hardy Landolt 
Prof. Dr. iur., LL. M., Lehrbeauftragter an der Universität St. Gallen für Haftpflicht-, 
Privat- und Sozialversicherungsrecht, wissenschaftlicher Konsulent des Instituts 
für Rechtswissenschaft und Rechtspraxis der Universität St. Gallen sowie Rechts-
anwalt und Notar, Glarus

Unfallversicherungsrechtliche  
Pflegeentschädigung nach  
Inkrafttreten der Teilrevision 

Inhaltsübersicht

I. Einleitung

II.	 Besteht	ein	grundrechtlicher	Anspruch	auf	Pflege­
versicherungsleistungen?
A.	 Angemessene	Pflegeversorgung	als	verfassungs­

mässiges Staatsziel
B.	 Staatsvertraglicher	Pflegeversicherungsanspruch	

beim	Eintritt	eines	Arbeitsunfalles	oder	einer	
 Berufskrankheit

III.	 Entschädigung	für	medizinische	Pflegeleistungen	 
(Art. 18	Abs. 1	UVV)
A. Allgemeines
B.	 Versicherte	Pflegeleistungen
C. Anerkannte Leistungserbringer
D. Höhe der Entschädigung

IV.	 Beitrag	für	medizinische	Pflegeleistungen	(Art. 18	 
Abs. 2	lit. a	UVV)
A. Allgemeines
B.	 Versicherte	Pflegeleistungen
C. Anerkannte Leistungserbringer
D. Höhe des Beitrages

V.	 Beitrag	für	nichtmedizinische	Hilfe	(Art. 18 Abs. 2	lit. b	
UVV)
A. Allgemeines
B.	 Versicherte	Hilfeleistungen
C. Anerkannte Leistungserbringer
D. Höhe des Beitrages

VI.	 Koordination	mit	der	krankenversicherungsrechtlichen	
Leistungspflicht

VII.	Anwendbarkeit	des	revidierten	Art. 18	UVV	auf	
 altrechtliche Fälle

I. Einleitung
Das	Bundesgesetz	über	die	Unfallversicherung	(UVG)	
vom	20. März	1981,	das	am	1. Januar	1984	in	Kraft	
getreten	ist,	wurde	unlängst	teilrevidiert.1 Die Teil­
revision	ist	am	1. Januar	2017	in	Kraft	getreten.	Vor­

	 1	 Vgl.	Botschaft	vom	30. Mai	2008	zur	Änderung	des	Bun­
desgesetzes	über	die	Unfallversicherung	(Unfallversiche­
rung	und	Unfallverhütung;	Organisation	und	Nebentä­
tigkeiten	der	Suva)	=	BBl	2008	5395	und	Zusatzbotschaft	
vom	19. September	2014	zur	Änderung	des	Bundesgeset­
zes	 über	 die	 Unfallversicherung	 (Unfallversicherung	
und	Unfallverhütung;	Organisation	und	Nebentätigkei­
ten	der	Suva)	=	BBl	2014	7911.

dergründig	betrifft	die	Teilrevision	die	unfallversi­
cherungsrechtliche	Pflegeentschädigung2 nicht. Der 
bis	zum	31. Dezember	2016	in	Kraft	gewesene	Art. 10	
Abs. 3	Satz	2	UVG	lautete:	«Der	Bundesrat	kann	fest­
legen,	unter	welchen	Voraussetzungen	und	in	wel­
chem	Umfang	der	Versicherte	Anspruch	auf	Haus­
pflege	hat.»	In	der	ab	dem	1. Januar	2017	in	Kraft	
stehenden	Fassung	von	Art. 10	Abs. 3	Satz	2	UVG	
wurde	der	Terminus	«Hauspflege»	durch	die	Wen­
dung	«Hilfe	und	Pflege	zu	Hause»	ersetzt.

	Der	unbefangene	Leser	überliest	diese	Änderung	
oder	versteht	diese,	sofern	sie	ihm	bewusst	wird,	als	
blosse	sprachliche	Korrektur	des	veralteten	Begriffes	
der	«Hauspflege»	für	die	Umschreibung	von	Pflegeleis­
tungen,	so	wie	sie	in	Art. 21	Abs. 1	UVG	sowohl	im	
bisherigen	als	auch	im	aktuellen	Gesetzestext	erwähnt	
sind.	Irritation	stellt	sich	erst	dann	ein,	wenn	die	Aus­
führungsbestimmungen	von	Art. 18	UVV	nach	altem	
und	neuem	Recht	einander	gegenübergestellt	werden:

Art. 18	UVV	(gültig	 
bis	31. Dezember	2016)

Art. 18	UVV	(in	Kraft	 
seit	1. Januar	2017)

1 Die versicherte Person hat An-
spruch auf eine ärztlich ange-
ordnete Hauspflege, sofern diese 
durch eine nach den Artikeln 49 
und 51 der Verordnung vom 
27. Juni 1995 über die Kranken-
versicherung zugelassene Person 
oder Organisation durchgeführt 
wird.

2 Ausnahmsweise kann der Ver-
sicherer auch Beiträge an eine 
Hauspflege durch eine nicht zu-
gelassene Person gewähren.

1 Die versicherte Person hat An-
spruch auf ärztlich angeordnete 
medizinische Pflege zu Hause, 
sofern diese durch eine nach den 
Artikeln 49 und 51 KVV zugelas-
sene Person oder Organisation 
durchgeführt wird.

2 Der Versicherer leistet einen 
Beitrag an:
a. ärztlich angeordnete medizi-
nische Pflege zu Hause durch 
eine nicht zugelassene Person, 
sofern diese Pflege fachgerecht 
ausgeführt wird;
b. nichtmedizinische Hilfe zu 
Hause, soweit diese nicht durch 
die Hilflosenentschädigung nach 
Artikel 26 abgegolten ist.

	Ein	Vergleich	des	Wortlautes	offenbart,	dass	im	
ersten	Absatz	wie	bei	Art. 10	Abs. 3	Satz	2	UVG	der	

	 2	 Vgl.	Art. 10	Abs. 3	und	Art. 21	UVG.
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Absatz	2
Sie	stellen	sicher,	dass	eine	genügende	Anzahl	
diplomierter	 Pflegefachpersonen	 für	 den	 zu­
nehmenden	Bedarf	zur	Verfügung	steht	und	
dass	die	in	der	Pflege	tätigen	Personen	entspre­
chend	ihrer	Ausbildung	und	ihren	Kompeten­
zen	eingesetzt	werden.
…
Es	ist	unbestritten,	dass	es	einen	Personalman­
gel	im	Gesundheitsbereich,	speziell	im	Pflege­
bereich,	gibt.	Unbestritten	ist	auch,	dass	heute	
die	ausgebildeten	Personen	ihr	Wissen	zu	wenig	
einsetzen	können.	Es	müssen	wirksame	Mass­
nahmen zur Behebung des Mangels an diplo­
mierten	Pflegefachpersonen	ergriffen	werden.	
Geregelt	muss	auch	werden,	welche	Pflegeleis­
tungen	Pflegefachpersonen	in	eigener	Verant­
wortung	und	welche	 sie	 auf	 ärztliche	Anord­
nung erbringen. Ich unterstütze die Forderungen 
der lancierten Initiative.
Es	wäre	aus	meiner	Sicht	sinnvoll,	würden	wir	
schneller,	effizienter	und	schlanker	die	in	der	
Initiative aufgeführten Forderungen erfüllen 
können,	ohne	eine	Verfassungsänderung.
Ich	bitte	den	Bundesrat,	folgende	offene	Fragen	
zu	beantworten:
1.	 Sieht	er	eine	Möglichkeit,	einen	Weg	einzu­

schlagen,	die	Pflegeberufe	in	ihren	Kompe­
tenzen	zu	stärken,	ohne	Verfassungsände­
rung?

2.	Könnte	er	sich	vorstellen,	dies	in	die	Wege	zu	
leiten?

 – Antwort	des	Bundesrates	vom	10.	5.	2017:	Der	dro­
hende	Personalmangel	im	Pflegebereich	ist	unbe­
stritten.	Bereits	der	erste	nationale	Versorgungs­
bericht	für	die	Gesundheitsberufe	des	Jahres	2009	
zeigte	eine	grosse	Lücke	zwischen	Nachwuchsbe­
darf	und	den	erreichten	Abschlusszahlen	auf:	Bei	
den	diplomierten	Pflegenden	wurden	nur	52	Pro­
zent	des	bis	2020	geschätzten	Bedarfs	pro	 Jahr	
ausgebildet.	Gemäss	dem	zweiten	Versorgungsbe­
richt	2016	ist	die	Lücke	beim	bis	2025	pro	Jahr	
geschätzten	Bedarf	an	diplomierten	Pflegenden	
gar	noch	grösser	geworden.	2014	betrug	der	Erfül­
lungsgrad bei den Ausbildungsabschlüssen der 
Diplomierten	nur	43,1	Prozent.	Dagegen	konnte	
der Erfüllungsgrad bei den Abschlüssen auf 
	Sekundarstufe	 II	 in	 Pflege	 und	 Betreuung	 von	
60 Prozent	im	Jahr	2008	auf	75	Prozent	im	Jahr	
2014	gesteigert	werden.

I. Parlamentarische Vorstösse

In	der	Sonder­	sowie	der	Sommersession	2017	einge­
reichte,	erledigte	oder	an	den	Bundesrat	überwiesene	
parlamentarische	Vorstösse:

15.3945 – Postulat:	Gewalt	im	Alter	verhindern
 – Einreichungsdatum:	24.	9.	2015
 – Eingereicht	im	Nationalrat	von	Ida	Glanzmann­

Hunkeler
 – Eingereichter	Text:	Der	Bundesrat	wird	beauftragt,	
eine	Informationskampagne	zum	Thema	«Gewalt	
im	Alter»,	verbunden	mit	gezielten	Präventions­
massnahmen,	durchzuführen.	Gleichzeitig	soll	
eine nationale Anlaufstelle in Form einer Hotline 
geprüft	werden.

 – Der Bundesrat muss dem Parlament einen Bericht 
zum	Thema	«Gewalt	im	Alter»	vorlegen.	Der	Nati­
onalrat	hat	ein	Postulat	von	Ida	Glanzmann­Hun­
keler	(CVP/LU)	angenommen.	Gewalt	im	Alter	sei	
immer	noch	ein	Tabu,	stellte	Glanzmann­Hunke­
ler fest. Der Staat dürfe hier die Augen nicht ver­
schliessen.	Oft	seien	Angehörige	oder	Betreuende	
überfordert,	und	es	komme	zu	physischer	oder	
psychischer	Gewalt.	Der	Bundesrat	teilt	die	Auf­
fassung,	dass	Gewalt	und	Misshandlungen	nicht	
tolerierbar	sind,	wie	Innenminister	Alain	Berset	
sagte.	Er	stellte	sich	dennoch	gegen	den	Vorstoss.	
Informations­	und	Präventionsmassnahmen	be­
stünden	bereits,	argumentierte	er.	

 – Stand	der	Beratungen:	Der	Rat	stimmte	dem	Pos­
tulat	dennoch	zu,	mit	96	zu	92	Stimmen	bei	einer	
Enthaltung. 

17.1002 – Anfrage:	Stärkung	der	Pflegeberufe
 – Einreichungsdatum:	2.	3.	2017
 – Eingereicht	im	Nationalrat	von	Yvonne	Feri
 – Eingereichter	Text:	Bekanntlich	wurde	vor	Kur­
zem	folgende	Volksinitiative	lanciert:

«Für	eine	starke	Pflege	(Pflege­Initiative)»
Die	Bundesverfassung	wird	wie	folgt	geändert:
Artikel	117c	Pflege 
Absatz	1
Bund	und	Kantone	anerkennen	und	fördern	die	
Pflege	als	wichtigen	Bestandteil	der	Gesund­
heitsversorgung und sorgen für eine ausrei­
chende,	 allen	 zugängliche	 Pflege	 von	 hoher	
Qualität.

Pflegerecht_03_2017.indb   180 27.07.17   09:19



Gesetzesvorhaben
§ Bundesrätliche Vorschläge: Aktionsplan für pflegende Angehörige 

• https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/themen/strategien-politik/nationale-
gesundheitspolitik/aktionsplan-pflegende-angehoerige.html
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Pflegebedürftigen Personen
§ Patientenrechte

• Aussergewöhnlicher Todesfall im Pflegeheim (6B_148/2017 vom 14.06.2017: 
Einstellung der Strafuntersuchung nach Tod einer schwerstpflegebedürftigen 
Person im Pflegeheim ist rechtens)

• Kein grundrechtlicher Anspruch auf Erstattung der Kosten von privaten 
Wochenendtransporten (9C_823/2016 vom 21.03.2017)

• 2C_479/2016 und 2C_480/2016 vom 12.01.2017 (lediglich steuerliche 
Abzugsmöglichkeit der Kosten im teuersten Pflegeheim des Kantons von CHF 
125 000 abzüglich Lebenshaltungskosten von CHF 25 000 statt der 
tatsächlichen Kosten von CHF 323 028 bzw. 289 939)

• Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung eines im Ausland wohnhaften Kindes 
zwecks Betreuung und Pflege der betagten Eltern setzt Abhängigkeitsverhältnis 
voraus (2C_686/2016 vom 17.08.2016)
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Pflegebedürftigen Personen
§ Pflegeversicherungsleistungen

• IV
- 8C_722/2016 vom 28.06.2017 (Assistenzbeitrag bei Autismus – Erfordernis 

der aktiven Überwachung  gemäss KSAB ist gesetzeskonform)
- 9C_2070/2016 und 9C_299/2016 vom 13.02.2017 (IVG 13 I und 14 I a 

legen keine zeitliche Höchstgrenze für die Vergütung von Leistungen der 
Kinderspitex fest – Ungültigkeit des Rundschreibens Nr. 308)

- 8C_663/2016 vom 17.01.2017 (Notwendigkeit einer Sondenernährung erfüllt 
nicht die Voraussetzung einer besonders aufwendigen Pflege)

- 8C_308/2016 vom 06.09.2016 (Anforderungen betreffend 
Pflegebedarfsabklärung)
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Pflegebedürftigen Personen
§ Pflegeversicherungsleistungen

• KV
- 9C_8/2017 vom 20.06.2017 (keine Befreiung vom 

Versicherungsobligatorium – keine Gleichwertigkeit der Deckung von 
Pflegekosten nach deutschem und schweizerischem Recht)

- BGE 142 V 144 (nächtliche Überwachung des Beatmungsgeräts, die bei 
einer am Undine-Syndrom leidenden Versicherten ist gemäss KLV 7 II b Ziff. 
9 versichert)
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Pflegebedürftigen Personen
§ Pflegeversicherungsleistungen

• EL
- BGE 143 V 9 (Sozialhilfeabhängigkeitsverbot gemäss ELG 10 II a gilt nur für 

Pflegeheime i.S.v. KVG 39 III, nicht aber andere Heime)
- BGE 142 V 457 (Mindestansatz ELG 14 III a Ziff. 1 gilt nicht für Bezüger 

einer HE gemäss AHVG – Kantone können Vergütung verweigern, wenn der 
Einnahmenüberschuss den Mindestansatz übersteigt, aber die tatsächlichen 
Kosten nicht deckt). 

- BGE 142 V 299 (Werden Wohnungen oder Einfamilienhäuser auch von 
Personen bewohnt, welche nicht in die EL-Berechnung eingeschlossen sind, 
dann ist der Mietzins grundsätzlich zu gleichen Teilen auf die einzelnen 
Personen aufzuteilen)
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Angehörige von pflegebedürftigen Personen
§ Beschwerdelegitimation von dementen Angehörigen im 

Zusammenhang mit erwachsenschutzrechtlichen Massnahmen
(5A_522/2016 vom 14.03.2017 und 5A_559/2016 vom 
01.03.2017)
• ausnahmsweise Beschwerdelegitimation in Bezug auf angeordnete 

Massnahmen, die Angehörige betreffen (im Umfang faktischer Vertretung)
• uneingeschränkte Beschwerdelegitimation in Bezug auf eigene 

Verfahrensrechte

• Kein Anspruch auf Entschädigung für Angehörigenpflege, wenn 
keine Anstellung durch Spitex erfolgt ist (9C_88/2016 vom 
12.05.2016)
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Pflegedienstleistungserbringer
§ Bedarfsabklärung

• Anforderungen für die Bedarfsabklärung eines psychiatrischen Pflegebedarfs 
– Positionspapier des Vereins Ambulante Psychiatrische Pflege ist blosse
Parteibehauptung – Erfordernis einer aktuellen psychiatrischen 
Statuserhebung und Diagnosestellung (9C_698/2016 vom 04.05.2017)

• Kantone dürfen Pflegebedarfsabklärungsinstrument vorschreiben –
insbesondere RAI-HC (9C_176/2016 vom 21.02.2017)

§ Restkostenfinanzierung
• Keine Vorwirkung der beabsichtigten Änderung der interkantonalen 

Zuständigkeit – Zuständigkeit des Wohnsitzkantons (9C_822/2015 vom 
06.01.2016)

§ Verfahrensfragen
• Beurteilung der Zulässigkeit des im Rundschreiben Nr. 308 festgelegten Tarifs 

für Kinderspitexleistungen fällt in die Zuständigkeit des Schiedsgerichts 
(9C_2070/2016 und 9C_299/2016 vom 13.02.2017)
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Zukünftige Herausforderungen
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Zukünftige Herausforderungen
§ Stärkung der Patientenrechte

• Grund- und Sozialrechte (Behindertenrechtekonvention)
• Zwangsmassnahmen / Alltagspflege
• Subjekt- versus Objektfinanzierung

§ Akademische Pflege versus Laienpflege
• Zuständigkeit / Delegation
• Erfahrung / Evidenz
• Leitlinien

§ Versicherungsdeckung versus Versorgungssicherung
• versichert aber nicht versorgt
• ambulant vor stationär
• Somatische Pflege versus psychiatrische Pflege

§ Demographische Herausforderungen
• Personalnotstand (Integration der Angehörigen)
• Pflegeversicherung
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IRP-HSG
Bodanstrasse 4
9000 St.Gallen
Schweiz
+41 71 224 2424
irp@unisg.ch
www.irp.unisg.ch
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Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit!


